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Anlage 3


GMBH - S A T Z U N G

§ 1 Firma und Sitz


Die Firma 
 der Gesellschaft lautet:



                                 ................................. GmbH.


Sitz 
 der Gesellschaft ist ..................................

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 

2.1. Gegenstand des Unternehmens sind ......................................................................... .......................................................................................................................................................................................................................................................................... sowie sämtliche damit zusammen​hängenden und den Gesellschaftszweck fördernden Geschäfte. 

2.2. Die Gesellschaft darf andere Unternehmen gleicher oder ähnlicher Art übernehmen, sich an ihnen beteiligen und ihre Geschäfte führen. Sie ist zur Errichtung von Zweigniederlassungen befugt. 

2.3. Die Gesellschaft ist ferner berechtigt, Unternehmensverträge, ins​besondere Gewinnabführungs- und Beherrschungsverträge abzu​schließen.

§ 3 Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr

3.1. Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit geschlossen.

3.2. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
 Das erste Geschäftsjahr ist ein Rumpfgeschäftsjahr, das mit dem auf die Eintragung der Gesellschaft im Handelsregister folgenden 31. Dezember endet.

§ 4 Stammkapital, Stammeinlagen

4.1. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EURO 25.000,00 (in Worten: EURO fünfundzwanzigtausend).

4.2. Auf dieses Stammkapital übernehmen 

4.2.1.

Herr/Frau ......................... eine Stammeinlage von 
EURO .................



(in Worten: EURO ..................................).

4.2.2.

Herr/Frau ......................... eine Stammeinlage von 
EURO .................



(in Worten: EURO ..................................).

4.2.3.

Herr/Frau ......................... eine Stammeinlage von 
EURO .................



(in Worten: EURO ..................................).

4.2.4.

Herr/Frau ......................... eine Stammeinlage von 
EURO .................



(in Worten: EURO ..................................).

4.2.5.

Herr/Frau ......................... eine Stammeinlage von 
EURO .................



(in Worten: EURO ...................................)



Gesamt:
EURO 25.000,00

4.3.
Die Gesellschafter leisten ihre Stammeinlage in Geld.
 Davon sind 25 % vor Anmeldung der Gesellschaft zum Handelsregister zu zahlen. Der Rest wird aufgrund eines entsprechenden Gesellschafterbeschlusses fällig. 

§ 5 Genussrechtskapital

5.1.
Die Gesellschaft kann bis zur Höhe von ...%  des Stammkapitals Genuss​rechtskapital bilden und Genussrechte an Berechtigte ausgeben 
. Die Ausgabe von Genußrechtskapital kann in mehreren Tranchen erfolgen. Für jede Tranche werden einheitliche Genussrechtsbedingungen festgelegt. 


Die Gesellschaft ist ferner berechtigt,  Optionen auf den Erwerb von Genussrechten nach Maßgabe der Genussrechtsbedingungen  einzuräumen 
Berechtigt sind natürliche und juristische Personen, die den Gesellschaftszweck gemäß § 2 fördern wollen. Die Gesellschafter und die Mitglieder der Geschäftsführung sind nicht bezugsberechtigt. 

5.2.
Die Genussrechte können verbrieft werden (Genussscheine). Die Genuss​scheine lauten jeweils auf EURO 1,00 (in Worten: EURO ein) oder ein Vielfaches davon.

5.3.
Im Falle der Auflösung der Gesellschaft und der Liquidation des Ver​mögens sind die Rückzahlungsansprüche der Genussrechtsinhaber im Range vor sämtlichen Forderungen der Gesellschafter aus dem Liqui​dationserlös zu befriedigen. Reicht der Liquidationserlös zur Befriedi​gung sämtlicher Rückzahlungsansprüche nicht aus, so erfolgt die Rück​zahlung anteilig im Verhältnis der Genussrechte untereinander. 

5.4.
Über die Ausgabe von Genussrechten/Genussscheinen entscheidet die Gesellschafterversammlung mit Zustimmung des Beirates. 

5.5. Erhöht die Gesellschaft das Stammkapital, so ist das Genussrechtskapital im selben Verhältnis zu erhöhen, sofern die Inhaber der Genussrechte in Ansehung des neu gebildeten Genussrechtskapitals und nach Maßgabe der geltenden Genussrechtsbedingungen bezugsberechtigt sind
.
5.6. Übt der Inhaber von Genussrechtskapital ein Wandelungsrecht gem. §§ 8, 9 der  Genussrechtsbedingungen aus, ist ein entsprechender Geschäftsanteil im Wege der Erhöhung des Stammkapitales zu bilden
.
5.7. Wird das Stammkapital der Gesellschaft nach völliger Auflösung der freien Rücklagen und der gesetzlichen Rücklage herabgesetzt, um Wert​minderungen auszugleichen oder sonstige Verluste zu decken, so ver​mindert sich der Nennwert der ausgegebenen Genussscheine im gleichen Verhältnis. Die Herabsetzung des Genussrechtskapitals ist gemäß § 21 bekanntzugeben.

5.8. Einzahlungen auf das Genussrechtskapital sind in Geld zu leisten.

§ 6 Nachschüsse

6.1.
Die Gesellschafter können die Einforderung von Nachschüssen im Verhältnis der Geschäftsanteile beschließen
. Voraussetzung dafür ist, daß alle Stammeinlagen voll eingezahlt sind. 

6.2. Die Nachschüsse dürfen jedoch im Einzelfall 10 % und insgesamt 100 % der Nennbeträge der Geschäftsanteile nicht überschreiten.

§ 7 Nebenleistungspflichten, Sonderrechte

7.1. Sämtlichen Gesellschaftern ist es untersagt, sich ohne Zustimmung der Gesellschafterversammlung und des Beirats im Geschäftszweig der Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar, gewerbsmäßig oder gelegentlich, für eigene oder fremde Rechnung zu betätigen
.
7.2. Das Dienstverhältnis eines tätigen Gesellschafters wird in einem besonderen Anstellungsvertrag geregelt
. 
7.3. Dem Gesellschafter ................................... steht bis zum ...................... das Amt des Geschäfts​führers als persönliches Sonderrecht zu
. Er kann nur aus wichtigem Grunde von diesem Amt abberufen werden 
. Auch bei Vorhandensein weiterer Geschäftsführer ist er stets allein​vertretungsberechtigt. 
§ 8 Informationsrecht, Verschwiegenheitspflicht

8.1.
Jeder Gesellschafter und jeder Inhaber von Genussrechten/ Genussscheinen kann von der Geschäftsführung verlangen, daß ihm in angemessener Frist Auskunft über die Angelegenheiten der Gesellschaft erteilt und die Einsicht in die Bücher und Schriften gestattet wird. Er kann zur Einsichtnahme einen zur Berufsverschwiegenheit verpflichteten Dritten hinzuziehen oder ihn damit beauftragen.
 

8.2. Alle Gesellschafter und Inhaber von Genussrechten/Genussscheinen haben in Angelegenheiten der Gesellschaft Stillschweigen zu bewahren.
 

§ 9 Jahresabschluß, Lagebericht

9.1.
Der Jahresabschluß (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang) und der Lagebericht sind von der Geschäftsführung innerhalb der gesetzlichen Frist nach Abschluß eines Geschäftsjahres aufzustellen und zu unter​zeichnen.
  Dabei sind die handelsrechtlichen Vorschriften zu befolgen und steuerliche Vorschriften sowie Zweckmäßigkeitsgesichtspunkte zu berücksichtigen.

9.2. Der Jahresabschluß ist ohne Rücksicht auf die gesetzlichen Voraussetzungen der Prüfungspflicht durch einen Wirtschaftsprüfer zu prüfen. Der Abschlußprüfer wird von der Gesellschafterversammlung gewählt.
 

9.3. Die Feststellung des Jahresabschlusses obliegt der Gesellschafter​versammlung. Der Jahresabschluß darf nur nach Anhörung des Beirats festgestellt werden.

§ 10 Ergebnisverwendung

10.1. Vom Jahresüberschuß zuzüglich eines Gewinnvortrages sind ... % in die Gewinnrücklage einzustellen und ... % an die Gesellschafter und die Inhaber von Genussrechten auszuschütten. Über die Verwendung des Restbetrages beschließt die Gesellschafterversammlung nach Anhörung des Beirats mit einfacher Mehrheit.
 

10.2. In den ersten fünf Geschäftsjahren nach Aufnahme der Geschäfts​tätigkeit dürfen Rücklagen zum Zwecke der Gewinnausschüttung nicht aufgelöst werden.
 

10.3. Die Gesellschafter und die Inhaber von Genussrechten/Genussscheinen nehmen am Gewinn entsprechend ihrer Beteiligung am Stammkapital bzw. am Genussrechtskapital teil.

10.4. Vorabausschüttungen auf den zu erwartenden Gewinn eines Geschäfts​jahres sind nicht zulässig.

10.5. Die Organe der Gesellschaft sind nicht befugt, einem Gesellschafter außerhalb satzungsmäßiger Gewinnausschüttungsbeschlüsse Vorteile zu gewähren, die einem Dritten bei ordnungsgemäßer Geschäftsführung nicht gewährt würden. Wird hiergegen verstoßen, so hat der begünstigte Gesell​schafter den Vorteil an die Gesellschaft zurückzuerstatten. Das gilt insbesondere dann, wenn von der Finanzverwaltung rechtskräftig eine verdeckte Gewinnausschüttung angenommen wird. Der Anspruch entsteht bereits zum Zeitpunkt der Vorteilsgewährung. Zurückliegende Bilanzen sind entsprechend zu berichtigen.

§ 11 Geschäftsführung, Vertretung

11.1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer.
 Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft durch jeweils zwei von ihnen oder durch einen von ihnen in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Ist nur ein Geschäftsführer vorhanden, so vertritt dieser die Gesellschaft allein. Das Sonderrecht des Gesellschafters ........................... gemäß § 7 Nr. 3 bleibt unberührt. 

11.2. Durch Gesellschafterbeschluß kann allen oder einzelnen Geschäftsführern Alleinvertretungsbefugnis und die Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB erteilt werden, letzteres auch für den Fall, daß die Gesellschaft zur Ein-Mann-GmbH wird.

11.3. Die Rechte und Pflichten der Geschäftsführer ergeben sich aus dem Gesetz, dem Anstellungsvertrag und den von den Gesellschaftern gegebenen Anweisungen
. Die Gesellschafter können mit 3/4-Mehrheit eine Geschäftsordnung für die Geschäftsführer beschließen 
.

11.4. Die nachstehend aufgeführten Geschäfte bedürfen der vorherigen Zustimmung der Gesellschafterversammlung
.
1.
Veräußerung des Unternehmens oder von wesentlichen Teilen des​selben;

2.
Erwerb, Änderung, Belastung oder Aufgaben von Beteiligungen an anderen Unternehmen;

3.
Errichtung oder Aufhebung von Zweigniederlassungen;

4.
Erwerb, Belastung und Veräußerung von Grundstücken und grund​stücksgleichen Rechten;

5.
die Durchführung von Investitionen, soweit die Anschaffungs- oder Herstellungskosten im Einzelfall DM 50.000,00 oder innerhalb eines Geschäftsjahres DM 100.000,00 überschreiten;

6.
Abschluß, Änderung oder Beendigung von Miet- oder Pacht​verträgen, die eine Laufzeit oder Kündigungsfrist von mehr als einem Jahr haben oder deren Jahresmiete oder Jahrespacht den Betrag von DM 30.000,00 übersteigt, es sei denn, die Gesellschafter​versammlung bestimmt ein anderes;

7.
Bestellung von Prokuristen oder Handlungsbevollmächtigten für den gesamten Geschäftsbereich;

8.
Begründung, Änderung oder Beendigung von Dienstverhältnissen, sofern die Jahresbezüge DM 30.000,00 übersteigen, oder durch eine Änderung übersteigen würden;

9.
Übernahme von Bürgschaften, Abgabe von Garantieversprechen, deren Gegenstandswert DM 30.000,00 übersteigt;

10.
Eingehung von Wechselverbindlichkeiten als Bezogener,

11.
Aufnahme von Krediten, soweit dadurch die von der Gesellschafter​versammlung gebilligten Kreditlinien der Gesellschaft überschritten werden;

12.
Gewährung von Darlehen, insbesondere auch an Geschäftsführer und Prokuristen;

13.
Einleitung von Aktivprozessen mit einem Wert von mehr als DM 30.000,00;

14.
Abschluß von Vergleichen und Erlaß von Forderungen, soweit sich dies außerhalb des normalen Geschäftsverkehrs bewegt;

15.
Vereinbarung über Altersversorgung, Gewinnbeteiligung oder sonstige Zuwendungen an Belegschaftsmitglieder;

16.
Ausübung des Stimmrechts in Beteiligungsgesellschaften;

17.
Vornahme von Geschäften, die über den Rahmen des üblichen Geschäftsverkehrs hinausgehen oder für die Tätigkeit der Gesell​schaft von grundlegender Bedeutung sind. 

11.5
Die Vertretungsbefugnis der Geschäftsführer (im Außenverhältnis) ist unbeschränkt.
 Geschäftsführungsmaßnahmen, die über den gewöhn​lichen Geschäftsverkehr hinausgehen, und solche, welche die Geschäfts​ordnung bestimmt, bedürfen jedoch (im Innenverhältnis) der vorherigen Zustimmung der Gesellschafterversammlung.

§ 12 Gesellschafterversammlung

12.1. Eine ordentliche Gesellschafterversammlung findet jährlich einmal inner​halb von zwei Monaten nach Aufstellung des Jahresabschlusses durch die Geschäftsführung statt. Darüber hinaus sind außerordentliche Versamm​lungen einzuberufen, wenn dies im Interesse der Gesellschaft erforderlich ist oder von Gesellschaftern, die zusammen mindestens 10 % des Stamm​kapitals innehaben, oder von den Inhabern der Genussrechte/Genussscheine verlangt wird.

12.2. Die Einberufung erfolgt durch die Geschäftsführer mittels eingeschriebenen Briefes unter Mitteilung der Tagesordnung.
 Der Einladung zur ordent​lichen Gesellschafterversammlung sind der Jahresabschluß, der Lage​bericht und ein etwaiger Prüfungsbericht des Abschlußprüfers beizufügen. 

12.3. Die Ladungsfrist beträgt bei ordentlichen Gesellschafterversammlungen vier Wochen, bei außerordentlichen Gesellschafterversammlungen zwei Wochen und beginnt mit der Aufgabe der Einladung zur Post, wobei der Tag der Absendung und der Tag der Versammlung nicht mit gerechnet werden.

12.4. Gesellschafterversammlungen finden am Sitz der Gesellschaft statt. Den Vorsitz führt der Gesellschafter mit dem größten Anteil am Stammkapital. Die Versammlung kann mit einfacher Mehrheit einen anderen Vorsitzenden wählen.

12.5. Die Gesellschafterversammlung ist beschlußfähig, wenn mindestens 3/4 des gesamten Stammkapitals anwesend bzw. vertreten sind.
 Ist das nicht der Fall, so ist unverzüglich gemäß Nr. 2 eine neue Gesellschafter​versammlung zu berufen, die dann ohne Rücksicht auf das vertretene Stammkapital beschließen kann. Darauf ist in der Ladung besonders hinzuweisen 
.

12.6. Jeder Gesellschafter kann sich in der Gesellschafterversammlung durch seinen Ehegatten, einen Mitgesellschafter oder einen zur Berufs​verschwiegenheit verpflichteten Dritten vertreten lassen. Die Vollmacht bedarf der Schriftform.

12.7. Mit Zustimmung aller Gesellschafter können Beschlüsse auch ohne Ein​haltung von Nr. 2 und darüber hinaus auch schriftlich oder fernmündlich herbeigeführt werden.
 Die Nichtbeantwortung der Aufforderung zur schriftlichen Stimmabgabe innerhalb der gesetzten Frist, die zwei Wochen nicht unterschreiten darf, gilt als Ablehnung.

12.8. Über sämtliche Gesellschafterbeschlüsse ist - soweit nicht eine notarielle Beurkundung stattzufinden hat - ein schriftliches Protokoll unter Angabe der Beschlußumstände zu fertigen und von den Geschäftsführern zu unter​zeichnen. Die Gesellschafter erhalten Abschriften mittels eingeschriebenen Briefes.
 

§ 13 Gesellschafterbeschlüsse

13.1. Gesellschafterbeschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt, soweit nicht das Gesetz oder dieser Vertrag eine andere Mehrheit vorschreiben.

13.2. Abgestimmt wird nach Geschäftsanteilen. Je EURO 100,00 des Geschäftsanteils gewähren eine Stimme.

13.3. Die Anfechtung von Gesellschafterbeschlüssen durch Klagerhebung ist nur innerhalb einer Frist von einem Monat nach Absendung des Beschluß​protokolls zulässig.

§ 14 Beirat

14.1.
Die Gesellschaft hat einen Beirat, der aus mindestens drei Mitgliedern besteht, die von der Gesellschafterversammlung für die Dauer von vier Jahren gewählt werden. Die Wiederwahl ist zulässig. Den Inhabern der Genußrechte/ Genußscheine steht das Amt eines Beirats als gemeinschaft​liches Sonderrecht zu.52 Wenn diese von ihrem Recht keinen Gebrauch machen, wird auch dieses Beiratsamt durch ein Beiratsmitglied besetzt, das von der Gesellschafterversammlung gewählt wird.

14.2.
Die Gesellschafterversammlung kann nur gesellschaftsfremde Beirats​mitglieder wählen. Gewählt werden kann im übrigen nur, wer in keinem unmittelbaren oder mittelbaren Wettbewerbsverhältnis zur Gesellschaft steht.53 

14.3.
Der Beirat berät die Geschäftsführung. Er kann von der Geschäftsführung jederzeit Auskunft über alle Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen und sich auch selbst darüber informieren. Er kann insbesondere die Bücher der Gesellschaft sowie deren Vermögensgegenstände einsehen und prüfen. Er kann mit dieser Prüfung auf Kosten der Gesellschaft besondere Sachverständige beauftragen. Die Mitglieder der Geschäfts​führung der Gesellschaft sind verpflichtet, dem Beirat jede gewünschte Auskunft über alle geschäftlichen Verhältnisse zu erteilen sowie die Mitglieder des Beirats zu allen Sitzungen einzuladen und dem Beirat über alle Sachverhalte, die für seine Entscheidung von Bedeutung sein können, zu unterrichten.

14.4.
Der Beirat soll in der Regel einmal im Kalendervierteljahr einberufen werden; er muß einmal jährlich und immer dann einberufen werden, wenn die Mehrheit der Beiratsmitglieder dies verlangt. 

14.5. Der Beirat faßt seine Beschlüsse mit 2/3-Mehrheit. Jedes Beiratsmitglied hat eine Stimme. Der Beirat kann sich eine Geschäftsordnung geben.

14.6. Der Beirat hat jährlich in der Gesellschafterversammlung den Gesell​schaftern über seine Tätigkeit im abgelaufenen Jahr zu berichten. 

14.7. Die Beiratsmitglieder erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen des Beirats und der Gesellschafterversammlung sowie für ihre sonstige Tätig​keit für die Gesellschaft eine Vergütung in Höhe von DM ................ jähr​lich. Daneben werden ihnen die baren Auslagen erstattet, die durch ihre Teilnahme an den Beiratssitzungen und ihre Tätigkeit für die Gesellschaft entstehen.

§ 15 Veräußerung und Belastung von Geschäftsanteilen

15.1. Zur Veräußerung oder Belastung (insbesondere Nießbrauchbestellung oder Verpfändung) von Geschäftsanteilen ist die schriftliche Zustimmung aller Gesellschafter erforderlich. Das gilt auch bei Erbauseinandersetzungen. Die Vorschrift des § 17 GmbHG bleibt unberührt.
 

15.2. Den übrigen Gesellschaftern steht im Verhältnis ihrer Beteiligung ein Vorkaufsrecht an dem Anteil zu.
 Macht ein Gesellschafter davon nicht innerhalb eines Monats nach Mitteilung der Verfügung gemäß Nr. 1 durch schriftliche Erklärung Gebrauch, geht das Recht wiederum anteilig auf die verbleibenden Gesellschafter und schließlich auf die Gesellschaft über. Etwaige unverteilte Spitzenbeträge stehen dem Gesellschafter mit der größten Beteiligung zu. Der erwerblich Vorkaufsberechtigte bedarf nicht der Zustimmung nach Nr. 1.

15.3. Die Zustimmungsbedürftigkeit gemäß Nr. 1 gilt auch bei Abtretung oder Belastung von Ansprüchen aus dem Geschäftsanteil oder dem Gewinn​recht, insbesondere auf Gewinnauszahlung.
 

15.4. Bei Teilung von Geschäftsanteilen müssen die neugebildeten Geschäfts​anteile durch EURO 100,00 teilbar sein.

§ 16 Einziehung

16.1. Die Einziehung von Geschäftsanteilen ist zulässig. Sie wird mit Zugang des Einziehungsbeschlusses an den betreffenden Gesellschafter wirksam.

16.2. Die Zwangseinziehung von Geschäftsanteilen ist statthaft, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Als ein wichtiger Grund sind insbesondere grobe Verletzungen der Gesellschafterpflichten durch einen Gesellschafter sowie der Umstand anzusehen, daß ein Geschäftsanteil aufgrund eines nicht nur vorläufig vollstreckbaren Titels gepfändet und die Pfändung nicht innerhalb von drei Monaten wieder aufgehoben wird oder daß über das Vermögen eines Gesellschafters das Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels Masse abgelehnt wird. Steht der Anteil mehreren Berechtigten zu, genügt es, wenn diese Voraussetzungen nur bei einem von ihnen vorliegen.

16.3. Bei Beschlüssen über die Zwangseinziehung eines Geschäftsanteils hat der betroffene Gesellschafter kein Stimmrecht.

16.4. Statt der Einziehung kann die Gesellschaft bei Vorliegen eines wichtigen Grundes verlangen, daß der Geschäftsanteil auf die übrigen Gesellschafter im Verhältnis ihrer Beteiligung oder - nach Wahl der Gesellschaft - auf diese selbst übertragen wird. Soweit von diesem Recht kein Gebrauch gemacht wird, kann die Übertragung an von der Gesellschaft zu benennende Dritte verlangt werden.

16.5. Auf das Entgelt für den Anteil findet § 18 (Bewertung, Auszahlung) Anwendung. 

§ 17 Erbfolge

17.1. Im Falle des Todes eines Gesellschafters wird die Gesellschaft mit seinen Erben oder den anderweitig durch Verfügung von Todes wegen Begünstig​ten fortgesetzt.

17.2. Mehrere Rechtsnachfolger haben ihre Rechte und Pflichten der Gesell​schaft gegenüber durch einen gemeinschaftlichen Vertreter oder durch einen Testamentsvollstrecker erfüllen zu lassen. Solange der Bevoll​mächtigte nicht bestellt ist, ruhen die Gesellschafterrechte mit Ausnahme des Gewinnbezugsrechts.

17.3. Für den Fall, daß andere Personen als der überlebende Ehegatte oder Kinder den Geschäftsanteil von Todes wegen erwerben, kann die Gesell​schaft seine Übertragung entsprechend § 16 Nr. 4 dieses Vertrages verlangen. Kommen die Erben dem nicht innerhalb von sechs Monaten nach, kann der Anteil eingezogen werden. Für die Bewertung gilt § 18 (Bewertung, Auszahlung).

§ 18 Bewertung, Auszahlung

18.1. Soweit nach diesem Gesellschaftsvertrag eine Bewertung von Geschäfts​anteilen stattzufinden hat, ist der Wert anzusetzen, der sich im Zeitpunkt des Ausscheidens des betreffenden Gesellschafters unter Anwendung der steuerrechtlichen Vorschriften zur Ermittlung des gemeinen Wertes von Geschäftsanteilen mangels Ableitbarkeit aus Verkäufen ergibt.

18.2. In den Fällen des § (16) ist der Buchwert des Anteils (Nennbetrag zuzüglich Anteil an offenen Rücklagen und Gewinnvortrag abzüglich eines eventuellen Verlustvortrags) maßgebend.

18.3. Wird der Geschäftsanteil eingezogen, ist der nach Nr. 1 oder 2 ermittelte Wert dem ausscheidenden Gesellschafter längstens in drei gleichen Halb​jahresraten auszuzahlen, die erste ein halbes Jahr nach dem Zeitpunkt des Ausscheidens. Ist der Anteilswert am ersten Zahlungsstichtag noch nicht ermittelt, sind die Gesellschafter im Falle der Nr. 1 zunächst 60 % und im Falle der Nr. 2 40 % des Anteilsnennbetrages auszukehren. Der jeweils ausstehende Betrag ist mit ... % zu verzinsen.

§ 19 Kündigung

19.1. Jeder Gesellschafter kann das Gesellschaftsverhältnis mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Geschäftsjahres mittels eingeschriebenen Briefes an die Gesellschaft kündigen, erstmals zum 31. Dezember .....

19.2. Durch die Kündigung wird die Gesellschaft vorbehaltlich Nr. 4 nicht aufgelöst, vielmehr scheidet der Gesellschafter am Ende des betreffenden Geschäftsjahres aus der Gesellschaft aus. Von da an ruhen alle Gesellschafterrechte des ausscheidenden Gesellschafters.

19.3. Der ausscheidende Gesellschafter ist zur Übertragung seines Geschäfts​anteils entsprechend § 15 (Veräußerung und Belastung von Geschäftsanteilen) dieses Vertrages verpflichtet. Hinsichtlich des Entgeltes für den Anteil gilt § 18 (Bewertung).

19.4. Ist der Anteil des ausscheidenden Gesellschafters innerhalb von sechs Monaten nach dem Ausscheiden des Gesellschafters trotz ordnungs​gemäßen Angebots nicht vollständig übernommen worden, so ist die Gesellschaft aufgelöst. Der Kündigende nimmt an der Abwicklung teil.

§ 20 Auflösung, Abwicklung

20.1. Die Auflösung der Gesellschaft kann nur mit einer Mehrheit von 3/4 der abgegebenen Stimmen beschlossen werden.

20.2. Mit der Auflösung gilt der Beirat als abberufen. Nach der Auflösung ist das Vermögen der Gesellschaft zu liquidieren.

20.3. Liquidatoren sind die Geschäftsführer, soweit die Gesellschafterversamm​lung keine anderen bestellt.

20.4. Das nach Befriedigung der Gläubiger verbleibende Vermögen der Gesell​schaft ist nach Befriedigung der Rückzahlungsansprüche der Genussrechts​inhaber gemäß § 5 Nr. 3 im Verhältnis der Geschäftsanteile unter die Gesellschafter zu verteilen.

§ 21 Bekanntmachungen


Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im Bundesanzeiger.

§ 22 Schlußbestimmungen

22.1. Soweit dieser Vertrag keine abweichenden Regelungen enthält, findet das GmbH-Gesetz Anwendung.

22.2. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so wird die Rechtswirksamkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht berührt. Die betreffende Bestimmung ist durch eine wirk​same zu ersetzen, die den angestrebten wirtschaftlichen Zwecken möglichst nahe kommt.

22.3. Die Kosten dieses Vertrages und seiner Durchführung sowie die Gesellschaftssteuer trägt die Gesellschaft bis zu einem Betrag von EURO 5.000,00.

















� 	Die gesetzliche Grundlage ist § 3 Abs. 1 Nr. 1, § 4 GmbHG. Vor der Firmenwahl ist eine Anfrage bei der IHK zu empfehlen, um Verwechslungsgefahr zu vermeiden.


� 	Als alternative Rechtsform kommt die sogenannte kleine Aktiengesell�schaft in Betracht. Nach der Neufassung von § 2 AktG ist nun ebenso wie bei der GmbH die Gründung und Fortführung der Ein-Mann-AG möglich. Das macht den beim angestrebten Börsengang erforderlichen Formwechsel der GmbH in eine Aktiengesellschaft entbehrlich.


� 	Es besteht weitgehende Freiheit bei der Sitzwahl. Die Beschränkung des § 5 Abs. 2 AktG (regelmäßig am Ort der Geschäftsleitung) gilt nicht für die GmbH. Die Verlegung des statuarischen Sitzes erfordert eine Satzungsänderung.


� 	Gesetzliche Grundlage: §§ 1, 3 Abs. 1 Nr. 2 GmbHG


� 	Unternehmensverträge im Sinne von §§ 291, 291 AktG sind im GmbH-Recht nicht geregelt, aber nach heute allgemeiner Ansicht zulässig.


�	Das Geschäftsjahr kann abweichend vom Kalenderjahr festgesetzt werden. Das wäre steuerlich interessant, weil die Festlegung eines abweichenden Wirtschaftsjahres bei der Gründung ohne weiteres möglich ist, später dagegen nur mit der Zustimmung des Finanzamtes (§ 4 a Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 EStG).


� 	Seit der Neufassung des § 5 Abs. 1 und 3 durch Art. 3 § 3 EuroEG vom 9. Juni 1998 (BGBl. I Seite 1242) mit Wirkung zum 1. Januar 1999 muß das Stammkapital mindestens 25.000,00 EURO, die Stammeinlage jedes Gesellschafters mindestens 100,00 EURO betragen.


� 	Die vorgeschlagene Formulierung soll der Klarstellung dienen; sie ist an sich nicht erforderlich, weil mangels ordnungsgemäßer Festsetzung der Sacheinlage gemäß § 5 Abs. 4 Satz 1 GmbHG Stammeinlagen in Geld zu leisten sind.


� 	Die Ausgabe von Genussrechten ist auch außerhalb der Aktiengesellschaft zulässig. Allerdings fehlt im GmbHG eine dem § 221 Abs. 3 AktG entsprechende Bestimmung. Deshalb empfiehlt es sich, eine Ermäch�tigungsgrundlage für die Ausgabe von Genussrechten in die Satzung aufzunehmen. Das Genussrechtskapital wird als Eigenkapital bis zur Höhe von 100% des Kernkapitales, bestehend aus Grund- bzw. Stammkapital, Rücklagen und beschlossenen Gewinnzuweisungen zu den Rücklagen anerkannt. Die Höchstgrenze wird durch das Kreditwesengesetz und die EU-Eigenmittelrichtlinie gezogen. Bei einem höheren Genußrechtskapital können sich steuerliche Konsequenzen ergeben, die in den steuerlichen Anmerkungen zur Genußrechtslösung (Ziff. 1.1 ff.) erläutert werden.


� 	Diese Formulierung erfolgt vorsorglich für den Fall, daß die Gesellschaft auch einmal Optionen auf Genußrechte ausgeben können will.





� 	Diese Regelung bedeutet keine Automatik, sondern begründet die Verpflichtung der Gesellschafter, das Genussrechtskapital durch einen entsprechenden Beschluß der Gesellschafterversammlung zu erhöhen.  Nach den den Genussrechts-Bedingungen ist jedoch ein Bezugsrecht ausgeschlossen.  ; Ddie satzungsmäßige Verpflichtung mit gesellschaftsrechtlicher Wirkung dient dem Verwässerungsschutz besser als die Verpflichtung mit lediglich schuldrechtlicher Wirkung  in den Genussrechtsbedingungen


� 	Diese Regelung bedeutet ebenfalls keine Automatik, sondern begründet die entsprechende Verpflichtung der Gesellschafter, das Stammkapital durch einen entsprechenden Beschluß der Gesellschafterversammlung zu erhöhen und einen entsprechenden Geschäftsanteil im Wege der Kapitalerhöhung zu bilden.  Diese Satzungsbestimmung entspricht den Genussrechtsb-Bedingungen.


� 	Die Herabsetzung des Genussrechtskapitals ist zur Eintragung in das Handelsregister nicht anzumelden. Wegen des - hier angestrebten - Eigenkapitalcharakters des Genussrechtskapitals erscheint die Publika�tion jedoch erforderlich.


� 	Dienstleistungen sind als Sacheinlage auf das Stammkapital einer GmbH nicht zulässig (a.M. Lutter, Kölner Kommentar zum Aktiengesetz, 2. Auflage, Rdnr. 237 zu § 221 AktG).


Der Eigenkapitalcharakter des Genussrechts�kapitals könnte es daher nahelegen, die Zulässigkeit von Dienst�leistungen als Sacheinlage auf das Genussrechtskapital ebenfalls zu verneinen. Ob die Frage anders zu beurteilen ist, wenn Genussrechtskapital mit Fremdkapitalcharakter ausgegeben wird, kann hier dahinstehen. Das Problem könnte allerdings durch Begründung einer Forderung als Entgelt für die Dienstleistungen in der folgenden Weise gelöst werden:


Der Business Angel berechnet seine Dienstleistung nach Maßgabe eines gesonderten Vertrages (§ 2 Nr. 2 der Genussrechts-Bedingungenvertrages) und stellt eine entsprechende Rechnung. Die Honorarforderung des Business Angel wird bilanziert als Verbindlichkeit des Unternehmens gegenüber Lieferanten. Bei der Umwandlung dieser Verbindlichkeiten in einen entsprechenden Anteil am Genussrechtskapital findet lediglich ein Passivtausch statt. 





�	Gesetzliche Grundlage: §§ 26 bis 28 GmbHG; Nachschüsse bilden flexibles Eigenkapital, da sie nicht den strengen Regeln des Stamm�kapitals unterliegen und die Formalitäten bei der Kapitalerhöhung und -herabsetzung nicht zu beachten sind. Nachschüsse kommen auch als Instrument zur Realisierung des Ausschüttungsrückholverfahrens in Betracht. 


	Durch eine Nachschußverpflichtung der Gesellschafter erfolgt keine wirtschaft�liche Besserstellung der nicht nachschußpflichtigen Inhaber von Genuß�rechten/ Genußscheinen, deren nominaler Anteil am Genußrechtskapital vor einem Beschluß der Gesellschafterversammlung über die Nachschußverpflichtung in der Regel bereits durch die aufgelaufenen Verluste entwertet worden ist. Das Genußrecht wird gemäß § 34.2. der Genußrechtsbedingungen auf einem Kapitalkonto als Verlustvortrag gesondert ausgewiesen. Ausschüttungen auf das Genußrecht erfolgen erst, wenn der vorgetragene Verlust durch Gutschriften aus anteiligem Gewinn kompensiert worden ist.


� 	Beschränkung der Nachschusspflicht entspricht § 28 GmbHG. Alternative: unbeschränkte Nachschusspflicht gemäß § 27 GmbHG bzw. gemischte gemäß § 27 Abs. 4 GmbH.


� 	Gesetzliche Grundlage: § 3 Abs. 2 GmbHG; derartige Unterlassungspflichten sind bei der personenbezogenen GmbH in Anlehnung an §§ 112, 113 HGB zulässig. Die zeitlichen, örtlichen und gegenständlichen Schranken aus §§ 138, 242 BGB (Knebelung, insbesondere bei Wettbewerbsverbot nach Beendigung der Gesellschafterstellung) sind zu beachten.


� 	Der Gesellschaftsvertrag muß zumindest einen festen Rahmen für die Nebenleistungspflicht abstecken und darf nicht einfach auf anderweitig getroffene Regelungen verweisen. Bei der sogenannten Partner-GmbH (eine im Innenverhältnis der OHG entsprechende Arbeitsgemeinschaft der GmbH-Gesellschafter), die bei jungen technologieorientierten Unternehmen (JTU) häufig anzutreffen ist, könnte man daran denken, eine Bestimmung in die Satzung aufzunehmen, die den Gesellschafter verpflichtet, der Gesellschaft seine Arbeitskraft zu widmen.


�  	Sonderrechte sind im GmbHG nicht geregelt, aber zulässig. Ihre Bedeutung liegt darin, daß sie dem Berechtigten im Grundsatz ohne dessen Zustimmung nicht entzogen werden können. Sie eignen sich deshalb gut als Instrument des Minderheitenschutzes. Im JTU und TOU können mit dem satzungsgemäßen Sonderrecht des Gründers dessen besondere Bedeutung für das Unternehmen und seine besondere Verantwortung zum Ausdruck gebracht werden.


�	Klarstellende Bestimmung. Nach herrschender Auffassung ist der Widerruf bei Vorliegen eines Sonderrechts ohnehin auf wichtige Gründe beschränkt. Diese Widerrufsmöglichkeit aus wichtigem Grund kann wegen des zwingenden § 38 Abs. 2 GmbHG auch durch den Gesell�schaftsvertrag nicht ausgeschlossen werden.


� 	Gesetzliche Grundlage: §§ 51 a, 51 b GmbHG; diese Regelung wird von der Rechtsprechung allgemein als zulässig anerkannt. Streitig ist ledig�lich, ob die Satzung vorsehen darf, daß das Einsichtsrecht allein durch Sachverständige ausgeübt werden kann.


� 	Die Verschwiegenheitspflicht bildet einen Ausgleich für das umfassende Informations- und Einsichtsrecht. Sie findet ihre gesetzliche Grundlage ebenfalls in § 51 a GmbHG.


� 	Gesetzliche Grundlage: §§ 41 bis 42 a, 46 Nr. 1 GmbHG; der Jahres�abschluß ist von allen Geschäftsführern zu unterzeichnen. Die Unter�zeichnung ist erst nach Feststellung erforderlich.


� 	Seit dem Bilanzrichtliniengesetz vom 19. Dezember 1985 sind in den §§ 264 ff HGB für Kapitalgesellschaften detaillierte und weitgehend zwingende handelsrechtliche Rechnungslegungsvorschriften vorgesehen.


�	Das Gesetz sieht in § 316 Abs. 1 Satz 1 HGB eine obligatorische Abschlußprüfung nur für mittelgroße und große Kapitalgesellschaften (§ 267 Abs. 2 und 3 HGB) vor. Kleinen Gesellschaften (§ 267 Abs. 1 HGB) ist es aber unbenommen, freiwillige Abschlußprüfungen vorzunehmen. Die Entscheidung darüber liegt bei den Gesellschaftern, nicht bei den Geschäftsführern, was die Satzung klarstellen sollte. Die Abschlußprüfung erscheint im Hinblick auf die Ausgabe von Genuss�rechtskapital einerseits und die Beschränkung der Mitgliedschaftsrechte der Inhaber von Genussrechten/Genussscheinen andererseits erforderlich.


� 	Die Feststellung des Jahresabschlusses bedeutet seine Verbindlich�erklärung durch das dazu berufene Gesellschaftsorgan. Im Rahmen der zwingenden Bilanzierungsvorschriften kann das Feststellungsorgan bilanzpolitische Entscheidungen anders treffen als die aufstellenden Geschäftsführer. In den Entscheidungsprozeß sollte der Beirat und damit die Inhaber von Genussrechten/Genussscheinen ein�bezogen werden.


�	Gesetzliche Grundlage: §§ 29, 46 Nr. 1 GmbHG. Im Interesse der Inhaber von                       Genussrechten/Genussscheinen empfiehlt es sich, die Ergebnisverwendung in der Satzung  in der Satzung vorzustrukturieren. Wer hingegen den Gesellschaftern den gesetzlichen Spielraum gewähren will, kann die folgende Formulierung wählen:


Die Gesellschafterversammlung beschließt nach Anhörung des Beirats über die Ergebnisverwendung, also darüber, inwieweit der Jahresüberschuß zuzüglich eines Gewinnvortrags und abzüglich eines etwaigen Verlustvortrags in Gewinnrücklagen eingestellt, als Gewinn vorgetragen oder an die Gesellschafter und die Inhaber von Genussrechten/Genussscheinen ausgeschüttet wird.


�	Der Inhaber von Genussrechten/Genussscheinen eines JTU/TOU/KMU ist in erster Linie an einer Wertsteigerung des Unternehmens inter�essiert. Dem entspricht das satzungsgemäße, befristete Verbot, Rücklagen zum Zwecke der Gewinnausschüttung aufzulösen.


� 	Der Grundsatz der Gleichbehandlung der Gesellschafter und der Inhaber von Genussrechten/Genussscheinen ist in § 5 Nr. 3 zugunsten der Inhaber von Genussrechten/Genussscheinen bereits durchbrochen worden. Wenn diese auch bei der Gewinnausschüttung bevorzugt werden sollen, könnte die Regelung wie folgt lauten:


„Der Gewinnausschüttungsanspruch der Inhaber von Genussrechten/Genussscheinen geht dem Ausschüttungsanspruch der Gesellschafter vor.“


oder:


	„Der Gewinnausschüttungsanspruch der Inhaber von Genussrechten/Genussscheinen geht in Höhe der vereinbarten Mindestverzinsung dem Ausschüttungsanspruch der Gesellschafter vor.“


Die Vorzugsdividende der Inhaber von Genussrechten/Genussscheinen ist in den Genussrechtsb-Bedingungen zu vereinbaren


� 	Die Zulässigkeit von Vorabausschüttungen ist heute außer Streit. Dementsprechend ist die Zulässigkeit gegeben, wenn in der Satzung nichts anderes gesagt wird. Im Interesse der Inhaber von Genussrechten/Genussscheinen erscheint der Ausschluß von Vorabausschüttungen jedoch geboten.


� 	Diese Satzungsbestimmung ist als sogenannte "große" Steuerklausel bekannt. Sie dient dem Versuch, eine verdeckte Gewinnausschüttung im Hinblick auf negative Steuerfolgen rückgängig zu machen. Ob eine solche Rückgängigmachung steuerlich gelingt, ist allerdings im Einzelfall fraglich.


� 	Die Geschäftsführer müssen unbeschränkt geschäftsfähige natürliche Personen sein; § 6 Abs. 2 Satz 1 GmbHG. Ihrer Bestellung stehen konkursrechtliche Vorstrafen oder brancheneinschlägige Berufsverbote gemäß § 6 Abs. 2 Satz 2 und 3 GmbHG entgegen.


� 	Die generelle Befreiung eines Geschäftsführers von den Beschränkungen des § 181 BGB (Verbot des Insichgeschäfts) bedarf einer satzungsgemäßen Grundlage, da sie die gesetzliche Vertretungsbefugnis ändert. Die Befreiung selbst kann durch einfachen Gesellschafterbeschluß erfolgen. Sie ist in das Handelsregister einzutragen.


� 	Im Gegensatz zur Hauptversammlung der Aktiengesellschaft besitzt die Gesellschafterversammlung der GmbH ein Weisungsrecht gegenüber den Geschäftsführern. 


�	Die Geschäftsordnung regelt insbesondere die Aufgabenverteilung unter den Geschäftsführern, den Umfang der zustimmungsbedürftigen Geschäfte und die Berichterstattung (Problem des weisungsfreien Bereiches der Geschäftsführung).


� 	Der Katalog der zustimmungspflichtigen Geschäfte ist hier weit gefaßt und kann nach den individuellen Bedürfnissen der Gesellschaft ggfs. eingeschränkt gestaltet werden. Alternativ könnten die Befugnisse eines Beirates auch entsprechend erweitert werden.


� 	Die Bestimmung ist an sich überflüssig, soll aber die Gesellschafter auf die zwingende Bestimmung des § 38 Abs. 2 GmbHG hinweisen. Danach hat die Beschränkung der Befugnis der Geschäftsführer gegenüber Dritten keine rechtliche Wirkung.


�	Die Geschäftsführungsbefugnis ist von der Vertretung der Gesellschaft zu unterscheiden. Sie bestimmt, in welchem Umfang Maßnahmen zur Realisierung des Unternehmenszwecks den Gesellschaftern gegenüber zulässig sind (Innenverhältnis). Außergewöhnliche Geschäfte dürften auch ohne entsprechende Satzungsbestimmung zustimmungspflichtig sein. Jedenfalls ist die Bestimmung der Unternehmenspolitik immer Sache der Gesellschafter. Einzelheiten sollten in der Geschäftsordnung geregelt werden.


� 	Gesetzliche Grundlage: §§ 48 bis 51 GmbHG; § 50 Abs. 1 GmbHG wird heute von der herrschenden Meinung als zwingend angesehen. Deshalb darf für das Einberufungsrecht keine größere Beteiligung als 10 % verlangt werden.


� 	Jeder einzelne Geschäftsführer ist auch dann für die Einberufung zuständig, wenn er nur gesamtvertretungsberechtigt ist. Die Satzung kann Aabweichendes bestimmen. Die Form ist gerade für die Minderheit von großer Bedeutung.


� 	Die gesetzliche Ladungsfrist beginnt nicht bereits mit der Aufgabe zur Post, sondern mit dem Zeitpunkt, an dem mit einem Zugang des Schreibens bei dem letzten Adressaten normalerweise zu rechnen ist.


� 	Mit Zustimmung aller Gesellschafter kann die Gesellschafterversammlung auch an einem anderen Ort als dem Sitz der Gesellschaft einberufen werden.


� 	Die Stimmrechtsausübung ist in der GmbH - anders als bei den Personengesellschaften - nicht höchstpersönlich, eine rechtsgeschäftliche Vertretung ist also zulässig. Das Quorum ist zur Vermeidung zufälliger Mehrheiten empfehlenswert.


� 	Die Regelung dient der beschleunigten Beschlußfassung. Der Hinweis in der Ladung ist notwendig. 


� 	Die Satzungsbestimmung entspricht § 47 Abs. 3 GmbHG. Die Schriftform dient aber nur der Legitimation gegenüber den Mitgesellschaftern. Sie ist nicht Wirksamkeitsvoraussetzung der Vollmacht.


� 	Zum schriftlichen Verfahren vgl. § 48 Abs. 2 GmbHG. Es bedarf auch der Zustimmung der nicht stimmberechtigten oder vom Stimmrecht ausgeschlossenen Gesellschafter.


� 	Die Bestimmung dient der Vermeidung von Auslegungsstreitigkeiten.


� 	Das Protokoll hat reine Beweisfunktion und ist nicht Wirksamkeitsvoraussetzung.


� 	Gesetzliche Grundlage: §§ 46, 47 GmbHG; Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Eine 3/4-Mehrheit verlangt § 53 Abs. 2 GmbHG zwingend für Satzungsänderungen.


� 	Die Abstimmung nach Geschäftsanteilen entspricht der kapitalistischen Struktur der GmbH. Bei der "Partner"-GmbH käme auch eine Abstimmung nach Köpfen in Betracht.


� 	Die Anfechtung von Gesellschafterbeschlüssen ist im GmbH-Gesetz nicht geregelt. Die Rechtsprechung wendet die aktienrechtlichen Bestimmungen entsprechend an, läßt aber eine "angemessene" Frist (von einem Monat) genügen. Deshalb wird hier eine Frist bestimmt. Außerdem wird auf die Notwendigkeit der Klageerhebung hingewiesen.


51 	Die Inhaber von Genußrechten/Genußscheinen üben ihre Mitwirkungsbefugnisse gemeinschaftlich aus. Wegen der Binnenverfassung vgl. § 3 Nr. 3 der Genußrechts-Bedingungen.
51 52 	Die Inhaber von Genußrechten/Genußscheinen üben ihre Mitwirkungsbefugnisse gemeinschaftlich aus. Wegen der Binnenverfassung vgl. § 23 Nr. 3 der Genußrechts-bBedingungen.
53 	Gesetzliche Grundlage: § 52 GmbHG; der Aufsichtsrat ist bei der GmbH grundsätzlich fakultativ. Freiwillige Aufsichtsräte, vielfach auch als Beiräte oder Verwaltungsräte bezeichnet, sind in der Praxis jedoch nicht selten. Die Beschränkung der Mitgliedschaftsrechte der Inhaber von Genußrechten/ Genußscheinen einerseits legt es andererseits nahe, diese Befugnisse zu institutionalisieren und den Inhaber von Genußrechten/ Genußscheinen einen Platz neben gesellschaftsfremden Beiräten zu sichern. Der mit Aufsichts- und Beratungsfunktionen ausgestattete Beirat, dem gesellschaftsfremde Fachleute oder Honoratioren angehören sollten, ist das Betätigungsfeld für Business Angels, die neben der Beteiligung am Genußrechtskapital keine Beratungs- oder sonstigen Kontaktpflegepflichten vertraglich übernehmen. Die Einrichtung eines Beirats und die Bestellung der Mitglieder ist gemäß § 52 Abs. 2 GmbHG publikationspflichtig.


� 	Gesetzliche Grundlage: §§ 15 bis 17 GmbHG; die satzungsgemäße Verfügungsbeschränkung wird als Vinkulierung bezeichnet. Sie ist bei der zumindest personalistischen GmbH von Bedeutung und schützt die Mitgesellschafter vor dem Eindringen unliebsamer Dritter.


� 	Diese Bestimmung ergänzt den mit der Vinkulierung verfolgten Zweck. Als Alternative kommen korrespondierende Andienungspflichten des veräußerungswilligen Gesellschafters und Ankaufsrechte der übrigen Gesellschafter in Betracht.


� 	Durch diese Bestimmung blockierter verkaufswilliger Gesellschafter wird auf das Kündigungsrecht aus § 19 des Gesellschaftsvertrages verwiesen. Alternative: Zustimmungspflicht der Mitgesellschafter bei nicht fristgerechter Ausübung des Vorkaufsrechts, soweit nicht wichtige Gründe in der Person des Erwerbers eine Ablehnung rechtfertigen.


� 	Es handelt sich insoweit um eine flankierende Maßnahme zur Abwehr von Einflüssen gesellschaftsfremder Personen. Es gibt freilich auch gute Gründe für die gegenteilige Lösung.


� 	Wenn eine entsprechende Bestimmung in der Satzung fehlt, ist eine Teilung erst aufgrund einer Satzungsänderung möglich. Durch die Satzung kann die Teilung ausgeschlossen oder von der Zustimmung der Gesellschafter abhängig gemacht werden. Die hier gewählte Einschränkung auf Mindestnennbeträge der neuen Teile ist zulässig. Unzulässig ist eine Satzungsbestimmung, wonach eine Teilung auf Vorrat möglich sein soll.


� 	Gesetzliche Grundlage: § 34 GmbHG; ohne eine entsprechende Satzungsklausel ist die Einziehung nicht möglich. Zuständig ist die Gesellschafterversammlung. Die Satzung kann die Kompetenz einem anderen Gesellschaftsorgan zuweisen.


� 	Die Voraussetzungen der Zwangseinziehung müssen in der Satzung geregelt werden. Der ihr verwandte unbestimmte Rechtsbegriff "wichtiger Grund" ist jedoch ausreichend. Die Einziehung wird hier als Instrument zum Ausschluß des Gesellschafters benutzt, der im Gesetz nicht geregelt und aufgrund der Rechtsprechung mangels Satzungsbestimmung nur im Klagewege möglich ist. Eine Hinauskündigung nach freiem Ermessen der Gesellschafter ist aber nicht zulässig. Es ist nach der Rechtsprechung unklar, ob sich ein derartiges Verbot generell schon aus dem Gesetz ergibt. Deshalb empfiehlt sich die satzungsgemäße Regelung.


� 	Es ist nach der Rechtsprechung nicht eindeutig, ob sich ein derartiges Verbot aus dem Gesetz ergibt. Deshalb empfiehlt sich eine solche Regelung in der Satzung.


� 	Der Ausschluß des Gesellschafters soll nicht allein durch Vernichtung des Anteils, sondern auch dadurch möglich sein, daß der Anteil auf einen anderen übergeht. Dabei sollen aber die Mitgesellschafter einen Erwerbsvorrang haben, damit ihre Beteiligungsquote gewahrt bleibt.


� 	Gesetzliche Grundlage: § 15 Abs. 1 GmbHG; GmbH-Geschäftsanteile sind vererblich. Ob eine Nichtvererblichkeit durch automatische Einziehung kraft Satzung erreicht werden kann, ist umstritten.


� 	Die Bestimmung soll die Bestellung eines gemeinsamen Vertreters beschleunigen. Bei einer solchen Vertreterklausel ergibt sich freilich das Problem der internen Willensbildung unter den Mitberechtigten.


�	Es handelt sich hier um die gesellschaftsvertragliche Steuerung der Nachfolge von Todes wegen. Die erbrechtliche Automatik soll vermieden werden. Es besteht also in erster Linie eine Übertragungspflicht der Erben. Die Einziehungsmöglichkeit ist nur hilfsweise Druck-          mittel Druckmittel seitens der Gesellschaft. Das hat Bedeutung für die Fälligkeit des Entgeltes und die Zug-um-Zug-Leistung des ausscheidenden Gesellschafters. Der Buchwert als Mindestentgelt ist auch in erbrechtlicher Hinsicht unproblematisch.


� 	Für die Bestimmung des gemeinen Wertes von nicht notierten Anteilen an Kapitalgesellschaften sind die Preise maßgeblich, die bei geschäftsgewöhnlichen Anteilsverkäufen in dem vor dem Bewertungsstichtag liegenden Jahr erzielt werden konnten. Läßt sich der gemeine Wert nicht aus Verkäufen ableiten, muß er unter Berücksichtigung des Gesamtvermögens und der Ertragsaussichten der Kapitalgesellschaft im Schätzungswege ermittelt werden. 


Hier sollte ein konkretes Bewertungsverfahren vereinbart werden, das z.B. für die Aufnahme zusätzlicher Gesellschafter oder von Genussrechtskapital angewendet wurde (z.B. Discounted Cash Flow Methode), auch im Ssinne der Ggleichbehandlung mit den Genussrechtsinhabern.


Herkömmlicherweise erfolgt eine Schätzung nach dem sogenannten Stuttgarter Verfahren, das von den Gerichten für die Vermögenssteuer und Erbschaftssteuer allgemein anerkannt und berücksichtigt wird. Dieses ist jedoch eher vergangenheitsorientiert.


� 	Das Einziehungsentgelt in Höhe des Buchwertes ist umstritten. Man könnte deshalb gegebenenfalls eine "Angstklausel" beifügen: "Soweit gesetzlich ein höherer Wert vorgeschrieben wird, wird dieser geschuldet".


� 	Die Verzinsung des Abfindungsguthabens ist nicht zwingend geboten.


� 	Im GmbH-Gesetz nicht geregelt; der Gesellschafter löst sein Engagement durch Übertragung des Anteils (§ 15 Abs. 1 GmbHG). Die Satzung kann allerdings die Kündigung als einen weiteren Auflösungsgrund im Sinne von § 60 Abs. 2 GmbHG vorsehen. Die hier vorgeschlagene Regelung soll eine zeitliche Mindestbindung herbeiführen, die der Laufzeit der Genussrechte/Genussscheine entsprechen sollte.


� 	Die Kündigung wird hier als Austrittserklärung des betreffenden Gesellschafters gestaltet. Der Gesellschafter soll die Möglichkeit haben, seine Mitgliedschaft zu beenden, ohne daß die Gesellschaft aufgelöst wird und abgewickelt werden muß. Ohne eine solche Satzungsbestimmung steht dem Gesellschafter ein gesetzliches Austrittsrecht nach herrschender Meinung nur bei Vorliegen eines wichtigen Austrittsgrundes zu.


� 	Diese Bestimmung ist von großer Bedeutung, da der Anteil des ausscheidenden Gesellschafters den übrigen Gesellschaftern nicht etwa wie im Recht der Personengesellschaft anteilig anwächst.


� 	Vorkehrung für den Fall, daß der Gesellschafter seinen Anteil nach Ausscheiden nicht "los" wird. Als alternative Regelung käme eine Erwerbspflicht der Gesellschafter in Betracht.


� 	Gesetzliche Grundlage: §§ 60 bis 74 GmbHG; es könnte statuarisch eine geringere Mehrheit vorgesehen werden. Das erscheint aber der Bedeutung des Beschlusses nicht angemessen.


� 	Es besteht die Möglichkeit eines Fortsetzungsbeschlusses. Dieser kann allerdings nur solange gefaßt werden, als mit der Verteilung des Vermögens unter die Gesellschafter noch nicht begonnen ist.


� 	entspricht § 66 Abs. 1 GmbHG


� 	entspricht § 72 Abs. 1 Satz 1 GmbHG; die Rückzahlungsansprüche der Inhaber von Genussrechten/Genussscheinen gehen den Ansprüchen der Gesellschaftsgläubiger nach und den Ansprüchen der Gesellschafter vor.


� 	Derartige Bekanntmachungen sind zwar nur für wenige Fälle vorgeschrieben; die satzungsmäßige Festlegung eines Veröffentlichungsblattes ist aber gleichwohl zweckmäßig, da sonst in allen für die Bekanntmachungen aus dem Handelsregister des Sitzgerichts bestimmten Blättern zu veröffentlichen ist (§ 30 Abs. 2 Satz 2 GmbHG).


� 	Nicht unbedingt erforderlich, aber zweckmäßig: die Gesellschafter werden auf das GmbH-Gesetz hingewiesen.


� 	Typische salvatorische Klausel im Hinblick auf § 139 BGB (Teilnichtigkeit). Bedeutung hat auch der zweite Satz: Es wird vermieden, daß die - zumeist gerade nicht gewollte - gesetzliche Regelung an die Stelle der unwirksamen tritt.


� 	Eine dem § 26 AktG entsprechende Vorschrift ist im GmbH-Gesetz nicht enthalten. Nach heute herrschender Meinung sind die Gründungskosten jedoch nur dann von der Gesellschaft und nicht von den Gründern zu tragen, wenn die Satzung dies vorsieht. Der Bestimmung kommt aber nicht allein zivilrechtliche, sondern auch steuerrechtliche Bedeutung zu, da sie die Annahme einer verdeckten Gewinnausschüttung vermeidet.
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